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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

L'initiative populaire "Stop à l'îlot de cherté - pour des prix équitables" (Initiative pour
des prix équitables) a été déposée auprès de la Chancellerie fédérale. L'objectif de
cette initiative est d'introduire des mesures légales afin de lutter contre des prix trop
élevés en Suisse. Une semaine plus tard, le Conseil fédéral adoptait un train de mesures
qui visait un objectif similaire. Plus précisément, le Conseil fédéral a décidé de
supprimer certains droits de douane à l'importation, notamment sur les denrées
alimentaires et les produits agricoles. En outre, il souhaite réduire la liste des
exceptions qui échappent au principe du "Cassis de Dijon". D'un côté, ces mesures
devraient garantir des économies substantielles pour les consommateurs et l'économie
helvétique. D'un autre côté, une telle suppression grève forcément les recettes de la
Confédération. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerb

Ohne Begeisterung, da diese Regulierung eigentlich als überflüssig beurteilt wurde,
stimmte der Nationalrat einem neuen Bundesgesetz über Bauprodukte zu, das im
Wesentlichen einer Umsetzung einer entsprechenden EU-Richtlinie entspricht. Die
Normierung dieser Erzeugnisse wurde nur deshalb als notwendig erachtet, weil sonst
schweizerische Hersteller auf dem europäischen Markt benachteiligt würden. Ohne
dieses Gesetz könnten Bauprodukte nicht mehr frei exportiert werden, sondern
müssten jeweils im betreffenden EU-Staat zugelassen werden. Mit einigen kleineren
Änderungen wurde das Gesetz von beiden Räten praktisch oppositionslos – im
Nationalrat stimmten einige Abgeordnete der Freiheits-Partei dagegen –
verabschiedet. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Der Rücktritt des Preisüberwachers Werner Marti (sp, GL) bot dem Wirtschaftsverband
Economiesuisse und auch der SVP den Anlass, die Abschaffung dieser dank einer
angenommenen Volksinitiative in der Verfassung verankerten und gemäss
Meinungsumfragen sehr populären Institution zu fordern. Die Kritiker argumentierten,
dass diese Stelle mit dem im Berichtsjahr in Kraft gesetzten verschärften Kartellrecht
überflüssig geworden sei. Dies sei um so mehr der Fall, als sie bei den administrierten,
also von den politischen Behörden festgelegten Preisen ohnehin nur Empfehlungen
abgeben könne. Der St. Galler Wirtschaftsprofessor Franz Jaeger verlangte, dass bei
einer Beibehaltung der Preisüberwachungsstelle diese in die Wettbewerbskommission
zu integrieren sei. Der Bundesrat diskutierte zwar diesen letzteren Vorschlag, verwarf
ihn dann aber und wählte den sozialdemokratischen Berner Nationalrat Rudolf Strahm
zu Martis Nachfolger. Anders als der Glarner Nationalrat Marti trat Strahm von seinem
Parlamentsmandat zurück. Im Dezember bestätigte der Bundesrat seinen Entscheid,
nichts an der bisherigen eigenständigen Organisationsstruktur der Stelle für
Preisüberwachung zu ändern. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.12.2004
HANS HIRTER

Der Versuch der SVP, die Preisüberwachung in wettbewerbsschwachen Märkten
abzuschaffen, scheiterte im Nationalrat deutlich. Neben der fast geschlossenen SVP-
Fraktion stimmten bloss eine Minderheit der FDP und einige wenige CVP-Abgeordnete
dafür. In ihrer Argumentation hatte die SVP klargemacht, dass es ihr weniger um das
Anliegen der Preisüberwachung an sich als vielmehr um die Funktion des
Preisüberwachers (zur Zeit ausgeübt vom ehemaligen SP-Nationalrat Rudolf Strahm)
ging. Eine derartige Personifizierung einer Verwaltungsfunktion lehne sie ab. Nicht
besser erging es einer Motion der FDP-Fraktion (04.3248), welche die Aufgaben des
Preisüberwachers vor allem auf die kritische Begutachtung der administrierten (d.h.
vom Staat festgelegten oder kontrollierten) Preise ausrichten wollte. 4

MOTION
DATUM: 11.05.2006
HANS HIRTER
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Auf Ende August trat Rudolf Strahm als Preisüberwacher in wettbewerbsarmen
Märkten wegen Erreichen des Pensionsalters zurück. Der ehemalige SP-Nationalrat
hatte dieses Amt seit 2004 ausgeübt und es war ihm gelungen, nicht zuletzt mit seinem
entschlossenen Vorgehen gegen hohe administrierte Preise im Post-, Elektrizitäts- und
Telekommunikationsmarkt, die Kritik an dieser Funktion weitgehend zum Verstummen
zu bringen.Im Gegensatz zu 2004 gab es diesmal keine ernsthaften Forderungen
bürgerlicher Parteien nach der Abschaffung der Preisüberwachung in unvollständigen
Märkten. Zu seinem Nachfolger wählte der Bundesrat auf Vorschlag von EVD-Chefin
Leuthard den 39-jährigen Juristen Stefan Meierhans. Der in der Öffentlichkeit
unbekannte Meierhans gehört der CVP an und war bisher zuerst für die CVP-
Bundesräte Koller und Metzler im EJPD und später bei einem Grosskonzern der
Privatwirtschaft tätig. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.08.2008
HANS HIRTER

Im September veröffentlichte der Preisüberwacher einen Bericht „Frankenstärke und
Preise“, in dem untersucht wurde, ob und in welchem Umfang die Händler die
Wechselkursvorteile im Vorjahr an die Schweizer Konsumentinnen und Konsumenten
weitergegeben hatten. Der Bericht kam zum Schluss, dass die Preise der importierten
Güter mit einer gewissen Verzögerung im einstelligen Prozentbereich gefallen waren.
Dabei wurden allerdings grosse Unterschiede zwischen den einzelnen
Produktkategorien festgestellt. Zudem betonte der Bericht, dass die Problematik der
chronisch hohen Preisen in der Schweiz bestehen geblieben war. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.09.2012
LAURENT BERNHARD

Im September 2014 stimmte der Nationalrat mit 115 zu 68 Stimmen bei 3 Enthaltungen
einem Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion zu, welches den Bundesrat zur
Berichterstattung über Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche Unternehmen
beauftragt. Insbesondere hat der Bundesrat dabei aufzuzeigen, wie private
Wettbewerbsteilnehmer vor staatlichen Einflüssen geschützt werden können. Der
Bundesrat beantragte seinerseits die Ablehnung des Postulats, weil er die politischen
Erfolgschancen eines Programms, das zur Umsetzung verfassungsrechtlicher Reformen
bedürfte, als zu "gering" einschätzte. Der Nutzen eines Berichtes sei aus diesem Grund
nicht gegeben. Mit Ausnahme der Vertreter der SP, der Grünen und Teilen der CVP war
die grosse Kammer jedoch anderer Meinung. 7

POSTULAT
DATUM: 18.09.2014
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2014 sprach sich der Ständerat bei 2 Enthaltungen mit 19 zu 13
Stimmen für eine Reorganisation des Eidgenössischen Büros für Konsumentenfragen
(BFK) aus und überwies dem Bundesrat den 1. Satz eines Postulats Fournier (cvp, VS).
Die Forderung nach der Zusammenlegung des BFK mit der Preisüberwachung wurde
vom Vorbringenden nach der Stellungnahme des Bundesrates, der versicherte, dass
dies bereits mehrfach geprüft worden sei, zurückgezogen. Der Bundesrat sprach sich
gleichzeitig aber auch gegen eine Reorganisation des BFK aus. Das Büro, so der
Bundesrat, sei bereits beauftragt worden, die Bürokratie abzubauen. 8

POSTULAT
DATUM: 25.09.2014
DAVID ZUMBACH

Am 1. Dezember 2014 trat das im Vorjahr unterzeichnete Wettbewerbsabkommen mit
der EU in Kraft. Dieses setzt sich zum Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den
Wettbewerbsbehörden der Schweiz und der EU zu stärken, indem es die gegenseitige
Mitteilung von entsprechenden Massnahmen und die Koordinierung von miteinander
verbundenen Sachverhalten ermöglicht. Das Abkommen war rein verfahrensrechtlicher
Natur und verlangte keine Harmonisierung des materiellen Rechts. Zuvor hatte der
Ständerat im Juni 2014 das Abkommen einstimmig angenommen, jedoch abweichend
vom Nationalrat um eine Anpassung des Kartellgesetzes in Form eines Anhangs ergänzt.
Dieser legt fest, unter welchen Voraussetzungen Informationen an die
Wettbewerbsbehörde der EU herausgegeben werden dürfen. Insbesondere müssen die
Unternehmen vorab über die Datenherausgabe informiert werden. Die Daten dürfen
zudem nicht in zivil- oder strafrechtlichen Verfahren verwendet werden. Die grosse
Kammer hatte dem Zusatz noch in derselben Session zugestimmt. Der Nationalrat
stimmte dem Geschäft unter Opposition der SVP mit 142 zu 53 Stimmen zu. In der
kleinen Kammer passierte die Vorlage die Schlussabstimmung mit 41 zu 3 Stimmen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.2014
DAVID ZUMBACH
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Le niveau élevé des prix en Suisse est une thématique récurrente. Cependant, selon le
canton de Schaffhouse, depuis l'abandon du taux plancher en janvier 2015, cette
thématique s'est muée en véritable problématique pour les PME et les consommateurs.
Ainsi, le canton estime que les suppléments spécifiques à la Suisse, imposés par les
exportateurs, grèvent non seulement les budgets des importateurs suisses de 15
milliards de francs supplémentaires vis-à-vis de leurs concurrents à l'étranger, mais
aussi des consommateurs impuissants face à cette situation. Ces suppléments
apparaissent comme un poids pour la compétitivité helvétique et dopent le tourisme
d'achat. Toujours selon le canton de Schaffhouse, les cantons frontaliers souffrent
particulièrement de cette situation. Une initiative cantonale a été déposée afin
d'envisager une révision de la loi sur les cartels. La législation devrait interdire les
suppléments d'importation injustifiés sur les produits livrés en Suisse. La Commission
de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CN) a étudié la question.
Elle estime que la question des prix à l'importation surfaits est déjà soulevée par une
initiative parlementaire Altherr (fdp/plr, AR) encore pendante. Ainsi, étant donné que
l'objectif de l'initiative cantonale est déjà pris en considération, elle recommande de ne
pas lui donner suite par 12 voix contre 1. Au final, la chambre des cantons a décidé
tacitement de ne pas donner suite à l'initiative cantonale. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Ende 2015 reichte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Motion zur „ungerechtfertigten
Kostenüberwälzung auf den Kunden im Zollwesen" ein. Der Motionär beanstandete,
dass die Post die Revisionskosten, die durch zufallsmässige Überprüfungen am
Schweizer Zoll entstehen, auf den jeweiligen Endverbraucher abwälze und die
betroffenen Endverbraucher somit trotz korrektem Verhalten eine Gebühr von CHF 13
bezahlen müssten. Entsprechend solle das Zollgesetz so geändert werden, dass
diejenigen Personen, denen durch die Beschau von Waren mit vereinfachter
Zollanmeldung (105a ZV) – die also unter anderem einen Mehrwertsteuerwert von CHF
1000 und ein Gesamtgewicht von 1000 kg nicht überschreiten – Mehrkosten entstehen,
für ihre Auslagen vom Bund einen Pauschalbetrag zurückfordern können. Diese
Forderung unterstützte gemäss seinem Blog-Beitrag vom November 2016 auch
Preisüberwacher Stefan Meierhans. 

In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat darauf hin, dass durch das Prinzip der
Selbstanmeldung im Zollrecht der Zollanmelder, also der Spediteur oder
Paketdienstleister, bei der Überprüfung der Pakete am Zoll mitwirken müsse. Diese
Beschau ist für den Zollanmelder zwar kostenlos, aber dennoch mit Aufwand
verbunden. Diesen Aufwand verrechnen die Zollanmelder unterschiedlich: Während die
Schweizerische Post von den betroffenen Auftraggebern (also den Absendern oder
Warenempfängern) für die Beschau CHF 13 verlangt, integrieren viele
Kurierunternehmen die Beschaukosten in ihre allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten und verteilen sie somit auf alle Kunden. Eine Vergütung dieser Kosten
durch den Bund würde zu einer Ungleichbehandlung von Kleinsendungen gegenüber
anderen Sendungen führen und den „Grundprinzipien einer behördlichen Kontrolle im
Allgemeinen und auch der Systematik der Zollveranlagung im Besonderen"
widersprechen – so die Argumentation des Bundesrates. Entsprechend empfahl dieser
die Motion zur Ablehnung. 

Trotz dieser Einwände sprach sich der Ständerat als Erstrat in der Frühjahrssession
2016 mit 20 zu 14 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) für die Annahme der Motion aus. In der
Folge beantragte die WAK-NR ihrem Rat jedoch, die Motion dahingehend zu ändern,
dass nicht der Bund für die entstehenden Kosten aufkommen, sondern alle
Zollanmelder die Beschaukosten in die übrigen Speditionskosten integrieren sollen. Auf
diese Weise könne auch verhindert werden, dass nicht nur die Post, sondern alle
Zollanmelder die entsprechenden Beträge vom Bund zurückforderten. In der
Herbstsession 2016 sprachen sich sowohl Bundesrat Maurer als auch das
Nationalratsplenum für diese Änderung aus. Somit lag der Ball wieder beim
erstberatenden Ständerat, der den Vorschlag der WAK-NR in der Frühjahrssession 2017
behandelte. Martin Schmid (fdp, GR) erklärte sich im Namen der Kommission mit der
Änderung einverstanden, vermutete jedoch, dass der Preisüberwacher die durch diese
Lösung entstehende generelle Preiserhöhung der Post um etwa 45 Rappen pro Sendung
nicht akzeptieren würde. Die WAK-SR ging hingegen davon aus, dass der
Preisüberwacher mit dieser Lösung einverstanden sein werde, und Olivier Français (fdp,

MOTION
DATUM: 17.12.2015
ANJA HEIDELBERGER
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VD) wies darauf hin, dass der Preisüberwacher lediglich für die Umsetzung des vom
Parlament verabschiedeten Gesetzes zuständig sei und folglich keinen Einfluss auf den
Gesetzgebungsprozess habe. Der Ständerat nahm den Vorschlag der WAK-NR und mit
ihm die geänderte Motion stillschweigend an. In der Folge liegt es nun am Bundesrat,
eine Lösung auszuarbeiten, welche gemäss Bundesrat Maurer die Behörden, die Post
sowie den Zoll in Zukunft vor Dutzenden von Bürgerbriefen verschonen wird. 11

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

En début d’année, l’Union des transports publics (UTP) a annoncé une hausse de 6,4%
en moyenne des tarifs des transports publics à partir du 12 décembre de l’année sous
revue. Cette hausse est particulièrement forte pour l’abonnement demi-tarif et les
cartes journalières. L’UTP et les CFF l’ont justifiée par l’augmentation de l’offre et des
coûts y relatifs en personnel et en énergie, ainsi que par l’ampleur des investissements
à venir en matière de matériel roulant (CHF 20 milliards d’ici à 2030). Afin de décharger
les trains transportant les pendulaires vers leur lieu de travail, l’UTP et les CFF ont en
outre décidé de restreindre la validité des cartes journalières proposées par les
communes. À compter de l’entrée en vigueur de l’horaire 2011, les titulaires de ces
cartes ne pourront plus voyager en bus et en train avant 9 heures du matin du lundi au
vendredi. L’annonce de cette décision a suscité un véritable tollé auprès des
communes. La hausse des prix a quant à elle essuyé les critiques des organisations de
défense des consommateurs (FRC, Fédération Romande des Consommateurs), qui l’ont
jugée très préjudiciable pour le pouvoir d’achat. Au terme de six mois de négociations
entre l’UTP et le surveillant des prix, la hausse des prix a été ramenée à 5,9%. La hausse
des billets et abonnements de parcours a ainsi été abaissée de 3,4 à 2,4%.
L’augmentation des tarifs des abonnements général (+6,7% en moyenne) et demi-tarif
(+10-20% selon la durée de validité) a par contre été maintenue. Si le renchérissement
des cartes journalières demeure tel que souhaité par les CFF, ces derniers ont
toutefois renoncé à restreindre la validité des cartes proposées par les communes. Le
surveillant des prix a par ailleurs obtenu de l’UTP et des CFF la publication de données
concernant le système de prix afin d’en améliorer la transparence. (Pour les tarifs en
2009, voir ici.) 12

ANDERES
DATUM: 05.08.2010
NICOLAS FREYMOND

Der Verband öffentlicher Verkehr (VöV), die SBB und der Preisüberwacher einigten sich
per 11.12.2011 auf eine Preiserhöhung im öffentlichen Verkehr von durchschnittlich
1,2%. Dies nachdem die Preise im vorangehenden Jahr im Schnitt um 5,9% gestiegen
waren. Die Anhebung der Normal- und Tageskartentarife für Reisende der 1. Klasse war
nicht umstritten. Auf Intervention des Preisüberwachers verzichtete der VöV hingegen
auf eine Verteuerung der Generalabonnemente (GA) für Junioren/Studierende,
Senioren und Lernende. Dadurch müssen die dem VöV angeschlossenen Betriebe einen
Ertragsausfall von rund CHF 7,5 Mio. hinnehmen. 13

ANDERES
DATUM: 11.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Eisenbahn

En début d’année, les CFF ont communiqué que le prix des billets ne couvrait
qu’environ 40% du coût réel du transport des passagers, les 60% restants étant
financés par la Confédération. Peu après, l’ancienne régie fédérale a fait savoir qu’elle
souhaitait une hausse moyenne des tarifs de 3,1% qui devrait entrer en vigueur en
même temps que le nouvel horaire, soit en décembre 2007. L’Union des transports
publics (UTP) a donné son aval et déposé un projet en ce sens. S’il a accepté la hausse
générale des tarifs, le surveillant des prix, Rudolf Strahm, a par contre violemment
critiqué une proposition des CFF de renchérir particulièrement les lignes les plus
fréquentées. Après négociations, les deux parties sont parvenues à un accord sur le gel
de ces renchérissements sectoriels pendant un an, le temps d’étudier d’autres
modifications possibles du système tarifaire. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.07.2007
NICOLAS FREYMOND
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Beide Räte setzten sich im Verlauf des Berichtsjahrs mit dem letzten Teil der 2005 in
Angriff genommenen Bahnreform 2 auseinander, die neben dem schienen- auch
Aspekte des strassen- und wassergebundenen öffentlichen Verkehrs neu regelt. Der
Bundesrat hatte die Botschaft zum Bundesgesetz über den zweiten Schritt der
Bahnreform 2 im Vorjahr (2010) verabschiedet. Politisch umstritten war das über
verschiedene Gesetze verteilte Massnahmenpaket hauptsächlich in zwei Punkten: In der
Frage des diskriminierungsfreien Netzzugangs für alle potenziellen Bahnbetreiber
(Wettbewerb bei der Trassenvergabe und damit beim Betrieb) sowie beim
Ausschreibeverfahren im regionalen Personenverkehr (vorerst auf der Strasse). Weniger
umstritten war die Stärkung der Schiedskommission im Eisenbahnverkehr. Bis anhin
Schlichtungsstelle für Streitigkeiten über Netzzugänge oder Trassenpreise, soll sie neu
auch Marktüberprüfungen auf diskriminierendes Verhalten durch einzelne
Marktteilnehmer vornehmen und Sanktionen aussprechen können. Keine Diskussionen
provozierten jene Bereiche der Botschaft, die formale Anpassungen des
Behindertengleichstellungs- und des Bundesgerichtsgesetzes, die Schaffung von
Grundlagen zur Gewährleistung der technischen Verträglichkeit, sprich
Interoperabilität, des schweizerischen mit dem europäischen Schienennetz, einen
Beitrag der Konzessionäre des öffentlichen Verkehrs an die Vorhaltekosten der
(kantonal organisierten und finanzierten) Wehrdienste sowie die Einführung eines
Alkoholgrenzwerts für die private Binnenschifffahrt forderten. (Zum ersten, 1999
umgesetzten Teil der Bahnreform siehe auch hier (1998) und hier (1999).

Die Grosse Kammer beschloss die Botschaft zum Bundesgesetz über den zweiten
Schritt der Bahnreform 2 als Erstrat mit 162 zu 1 Stimme Eintreten ohne Gegenantrag.
Die Anpassungen des Behindertengleichstellungs- und des Bundesgerichtsgesetzes
wurden stillschweigend angenommen. Auch unbestritten waren die Bestimmungen zur
Interoperabilität sowie zur Kompetenzausweitung der Schiedskommission. Zur
konkreten Ausgestaltung des Personenbeförderungsgesetzes präsentierte eine
Mehrheit der KVF-NR eine Präzisierung der Bundesratsvorlage. Im Grundsatz
unterstützte sie die gesetzliche Verankerung des Wettbewerbs im regionalen
Personenverkehr, schrieb aber die vom Bundesrat vorgesehene Ausnahmeklausel in
eine zweite, vollwertige Vergabevariante in der Form einer Leistungsvereinbarung ohne
vorangehende Ausschreibung um. Damit suchte sie, für bestehende Leistungsträger die
Planungssicherheit zu erhöhen und bei kleineren, weniger lukrativen und marktfähigen
Angeboten aufwendige Ausschreibungsverfahren zu verhindern. Die Grosse Kammer
folgte mit 108 zu 55 Stimmen der Kommissionsmehrheit. Stillschweigend nahm der
Nationalrat auch eine Präzisierung der Bussenbestimmungen zum Schwarzfahren im
Nahverkehr an. Dies nachdem das Bundesgericht in den Strafbestimmungen des
Personenbeförderungsgesetztes eine eigentliche Gesetzeslücke moniert hatte. In
seinem Entscheid hielt das Gericht fest, dass die in Art. 57 des
Personenbeförderungsgesetzes enthaltene Strafandrohung nur im Fall eines nicht
entwerteten Fahrausweises zutreffen würde, nicht aber auf den Sachverhalt eines nicht
gelösten Einzelbilletts anzuwenden sei und damit der Grundsatz „keine Strafe ohne
Gesetz“ zutreffe. Zum Personenbeförderungsgesetz wurden sechs Minderheitsanträge
eingereicht, die mit Ausnahme des Vorstosses von Rotz (svp, OW) alle von der
Ratslinken stammten. Letzterer versuchte vergeblich eine Darlehensbestimmung zu
kippen, die über die Zusatzbotschaft zur Bahnreform 2 per 1.1.2010 in Kraft getreten
war. Demnach können Darlehen an Unternehmen des regionalen Personenverkehrs
umgewandelt oder sistiert werden, um den betroffenen Unternehmungen, die aufgrund
des Abgeltungsmechanismus kaum Reserven bilden können, Modernisierungen und
Sanierungen zu ermöglichen. Die fünf Minderheitsanträge der Ratslinken fokussierten
auf die Angebotsplanung und die prinzipielle Ausgestaltung des
Ausschreibungsverfahrens im regionalen Personenverkehr. Ein Vorstoss Teuscher (gps,
BE) verlangte, dass bei der Bestimmung des Verkehrsangebots und der entsprechenden
Abgeltung auch der Aspekt der Grunderschliessung zu berücksichtigen sei. Das
Ansinnen wurde mit 77 zu 79 Stimmen knapp abgelehnt. Auch chancenlos waren zwei
Anträge Hämmerle (sp, GR), die den Bahntransport aufgrund seiner hohen
ökonomischen Komplexität gänzlich aus der Ausschreibungsplanung ausnehmen
wollten. Die Minderheitsanträge Levrat (sp, FR) und Lachenmeier (gp, BS), die im
Kontext von Grundversorgung und Wettbewerbsverzerrung auf eine Einschränkung der
Ausschreibung abzielten, fanden nur im eigenen Lager Unterstützung. In der
Gesamtabstimmung passierte die Vorlage mit 162 zu 1 Stimme.

Auch der Ständerat beschloss Eintreten ohne Gegenantrag auf den zweiten Teil der
Bahnreform 2. In der Frage des freien Netzzugangs hatte sich eine
Kommissionsmehrheit für eine Beschränkung auf den internationalen
Güterverkehrskorridor und die Bedingung der Reziprozität für internationale
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Abkommen ausgesprochen. Eine Minderheit Büttiker (fdp, SO) plädierte für die
diskriminierungsfreie Variante, ohne dabei aber das von der Kommissionsmehrheit
portierte Reziprozitätsprinzip in Frage zu stellen. Knapp, mit 18 zu 16 Stimmen
entschied sich der Ständerat für diesen Minderheitsantrag und folgte damit dem
Bundes- und Nationalrat. Im Gegensatz zur Grossen Kammer sprach er sich damit aber
für die prinzipielle Verankerung des gegenseitigen Netzzugangs bei internationalen
Verträgen aus. Die Präzisierung des Ausschreibungsverfahrens war auch im zweiten Rat
unbestritten. Desgleichen unterlagen auch hier jene Stimmen, die eine grundsätzliche
Beschränkung der Ausschreibung auf den konzessionierten Busverkehr erreichen
wollten. Die Kleine Kammer band die Besteller zusätzlich an die Auflage, bei der
Ausschreibungsplanung die Grundversorgung zu berücksichtigen – ein Anliegen, das der
Erstrat noch knapp abgelehnt hatte. Vor dem Hintergrund der schwierigen Finanzierung
des öffentlichen Verkehrs folgte der Ständerat einem Kommissionsvorschlag, der die
Rechtsgrundlagen für die Tarifgestaltung flexibilisieren will. Die Kleine Kammer passte
damit die Tarifbestimmungen des Personenbeförderungsgesetzes dahingehend an, dass
die Transportunternehmungen die Kosten, die mit dem vom Bundesrat bestellten
Angebot zusammenhängen, angemessen auf die Tarife und damit auf die Nutzer
übertragen können. Zusätzlich unterstützte die Ratsmehrheit eine von der Kommission
vorgeschlagene Anpassung des Bundesgesetzes vom 20. März 1998 über die
Schweizerischen Bundesbahnen. Dabei wurde die Tarifgestaltung bzw. Preissetzung im
Personenfernverkehr verbindlich von den Gewinnvorgaben abhängig gemacht, wie sie in
der Leistungsvereinbarung zwischen dem Bund und der SBB festgehalten werden. Mit
dem Ersatz des Äquivalenzprinzips durch ein betriebswirtschaftliches Primat bei der
Preisgestaltung wurde die bisherige Rolle des Preisüberwachers in der Tarifgestaltung
für den öffentlichen Verkehr gegen dessen Willen in Frage gestellt. In seinem
Jahresbericht monierte dieser denn auch ein Aushebeln des
Preisüberwachungsgesetzes. In einem Kompromissvorschlag schlug das BAV Ende Jahr
vor, das Interventionsrecht, ein eigentliches Vetorecht des Preisüberwachers bei den
Bahntarifen, in ein Anhörungsrecht anlässlich der Bestimmung der finanziellen
Eignerziele umzuwandeln. Die modifizierte Vorlage passierte die Abstimmung im
Ständerat einstimmig.
Der Nationalrat ging die Differenzbereinigung noch Ende Jahr an. Mit den Stimmen der
Grünen, Grünliberalen und der SP sowie 26 von insgesamt 28 CVP-Stimmen schwenkte
er in der Frage der Reziprozität auf die Linie des Ständerats um und beschloss deren
gesetzliche Verankerung. Die vom Ständerat im Personenbeförderungsgesetz ergänzten
Tarifbestimmungen wurden angenommen, wobei der Passus ergänzt wurde, dass
ordentliche Fahrkarten keinen Gültigkeitseinschränkungen bezüglich Zeit, Strecke und
Transportmittelkategorie unterstellt werden dürfen. Desgleichen wurde die vom
Ständerat festgehaltene Pflicht zur Berücksichtigung lokaler und regionaler Strukturen
in der Ausschreibungsplanung übernommen. Hingegen strich der Nationalrat auf Antrag
seiner Kommission den vom Ständerat im SBB-Gesetz eingefügten Passus zur
Tarifgestaltung. Die Diskussion der Differenzen im Ständerat ist für die Frühjahrsession
2012 traktandiert. 15

In der Frühjahrssession versuchte das Parlament, die Differenzen zur Bahnreform 2 zu
bereinigen. Es ging dabei hauptsächlich um die Frage, welche Rolle der
Preisüberwacher in der Tarifgestaltung des öffentlichen Verkehrs spielen soll. Der
Ständerat beharrte im Februar des Berichtsjahres auf dem von ihm 2011 aufgenommen
Passus, welcher dem Preisüberwacher eine beratende Rolle im Tarifgestaltungsprozess
zuschreibt, ihm aber das Veto bezüglich der Tarife entzieht. Der Nationalrat nahm
diesen Punkt im März des Berichtjahres auf. Die Fraktionen wiesen grossmehrheitlich
darauf hin, dass es eben zur Rolle des Preisüberwachers gehöre, unbequem zu sein. Es
sei aus institutionellen Gründen falsch, dem Preisüberwacher das Veto über die Tarife
zu entziehen, da er eine Kontroll- und nicht eine Gestaltungsfunktion innehabe. Nur die
CVP/EVP-Fraktion stellte sich hinter die Änderung des Ständerats und unterstützte
Bundesrätin Leuthard, welche sich ebenfalls für diese Lösung stark machte. Der
Nationalrat lehnte die Änderung des Ständerates mit 151 zu 29 Stimmen ab und gab das
Geschäft zurück in die kleine Kammer. Die KVF-SR beantragte ihrem Rat in der Folge,
den Passus zu streichen und die Rolle des Preisüberwachers zu belassen. Der Ständerat
folgte seiner Kommission, wies aber darauf hin, dass damit eine Chance verpasst
worden sei, den alten Konflikt zwischen dem Preisüberwacher des Bundes und den SBB,
welche als Bundesbetrieb unter anderem den Gewinnvorgaben des Bundes Folge
leisten und dazu entsprechende Tarife einführen muss, zu beseitigen. Die so bereinigte
Vorlage wurde Mitte März des Berichtsjahres in beiden Räten einstimmig angenommen.
Per Anfang Dezember schloss der Bundesrat eine Gesetzeslücke, welche das Büssen
von Schwarzfahrern betrifft. Das Bundesgericht hatte im Februar 2011 eine Bestimmung
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zum Büssen von Schwarzfahrern wörtlich ausgelegt, was zur Folge hatte, dass nur jene
Schwarzfahrer gebüsst werden konnten, welche über eine Fahrkarte verfügen, diese
aber nicht entwertet hatten, nicht aber jene, die gar keine Fahrkarte auf sich trugen. Ab
Dezember können auch Schwarzfahrer ohne Billett von den Transportunternehmungen
juristisch hieb- und stichfest gebüsst werden. 16

Post und Telekommunikation

L’autorité de régulation du marché postal PostReg a critiqué la décision de la Poste
d’augmenter de 30 centimes les frais de traitement pour les versements en espèces
au guichet. Jugeant la hausse disproportionnée (+23%), l’autorité de contrôle a estimé
qu’un renchérissement de 10 centimes aurait été acceptable. Elle a également contesté
la nécessité économique de cette mesure, en soulignant les excellents résultats
d’ensemble de PostFinance. Le directeur général de la Poste, Ulrich Gygi, a réagi en
niant la compétence de PostReg. La Poste occupant une position dominante sur le
marché postal, Monsieur Prix est la seule autorité compétente pour se prononcer sur
les tarifs postaux. Or, le surveillant des prix, Rudolf Strahm, a étudié la décision de la
Poste et conclu que le prix de la prestation concernée avait été fixé correctement. Le
directeur de l’ancienne régie a par conséquent refusé de revenir sur sa décision. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Les conditions auxquelles Swisscom met ses infrastructures à la disposition des autres
prestataires de services de télécommunication ont été mises en accusation à plusieurs
reprises au cours de l’année sous revue. Le Tribunal fédéral, d’abord, a donné raison à
Monsieur Prix et à la ComCom en condamnant Swisscom à rembourser plusieurs
millions de francs à Cablecom. Les juges de Mon Repos ont considéré que cette
dernière avait payé des frais excessifs pour le transfert de clients sans changement de
numéros de téléphone entre 2004 et 2006. Peu après, la Commission de la
concurrence (ComCo) a sanctionné l’opérateur historique d’une amende de CHF 333
millions pour avoir abusé de sa position dominante en exigeant de ses concurrents une
taxe de transmission sur le réseau mobile deux fois plus élevée que la moyenne
européenne. Swisscom a immédiatement annoncé son intention de déposer un recours
contre cette décision auprès du Tribunal administratif fédéral. En fin d’année, la
ComCom a décidé de baisser rétroactivement les prix d’interconnexion pratiqués par
Swisscom entre 2004 et 2006 de 15 à 20%, de sorte à les aligner sur les coûts requis
effectivement pour l’interconnexion. Les concurrents lésés peuvent dès lors demander
le remboursement des montants indûment perçus. 18

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.12.2007
NICOLAS FREYMOND

À la fin de l’été, la Commission de la concurrence (ComCo), le surveillant des prix et la
Commission de la communication (ComCom) ont demandé au Conseil fédéral
d’élaborer une révision de la loi sur les télécommunications (LTC), de telle sorte que la
ComCom soit habilitée à contrôler d’office les prix d’interconnexion et d’accès au
réseau, et non plus sur demande d’un fournisseur. Les trois organes jugent ce
renforcement de la régulation nécessaire pour garantir une concurrence efficace. En
effet, il vise à empêcher les fournisseurs de s’entendre sur des prix surfaits, tout en
permettant de procéder à des corrections tarifaires rapides et transparentes.
Formellement, la modification proposée de la LTC consiste à supprimer le principe dit
de la « primauté des négociations », selon lequel la ComCom ne peut intervenir dans la
fixation des prix qu’à la condition que les fournisseurs aient préalablement négocié
pendant trois mois et déposé une demande en ce sens auprès de la commission. Les
trois organes estiment impératif d’éliminer un dispositif légitimant pareillement la
collusion. 19

ANDERES
DATUM: 29.08.2008
NICOLAS FREYMOND

Suite à une intervention du surveillant des prix, la Poste a annoncé une baisse des tarifs
pour les grandes lettres jusqu’à 1 kg et pour les recommandés pesant entre 100 et 500
grammes. En outre, la réduction du monopole sur les lettres a pour conséquence que
les lettres de plus de 50 grammes seront désormais soumises à la TVA. Souhaitant éviter
un bouleversement de la structure de ses prix, la direction de la Poste a décidé de
soumettre toutes les lettres à la TVA mais d’en prendre à sa charge le surcoût. 20

ANDERES
DATUM: 25.03.2009
NICOLAS FREYMOND
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Les chambres ont débattu du développement du marché suisse des
télécommunications. Le Conseil des Etats a discuté une motion Forster-Vannini (plr,
SG) (08.3639) demandant une révision partielle de la loi sur les télécommunications
(LTC) afin de renforcer les compétences de l’autorité de régulation, la commission de la
communication (Comcom), en matière de contrôle de la concurrence. Concrètement,
cette proposition vise à passer d’un mode de régulation ex post à un mode ex ante en
permettant à la Comcom de s’autosaisir lorsqu’elle constate des pratiques irrégulières,
selon la recommandation émise l’année précédente par la commission de la
concurrence (Comco) et le surveillant des prix. Partageant la préoccupation de la
motionnaire de garantir une concurrence effective, la CTT-CE a toutefois jugé
inadéquat de procéder à un changement radical du mode de régulation avant même
d’avoir pu faire le bilan de la mise en œuvre des dispositions révisées de la LTC. Aussi a-
t-elle déposé un postulat confiant au Conseil fédéral la tâche de présenter un rapport
complet sur la libéralisation du marché des télécommunications afin d’évaluer
l’efficacité du dispositif actuel et l’opportunité de réviser la législation. Les sénateurs
n’ont que partiellement suivi leur CTT, puisqu’ils ont approuvé tant le postulat que la
motion. Le Conseil national a quant à lui suivi l’avis de sa CTT et massivement rejeté la
motion, par 141 voix contre 21. (Concernant la précédente révision de la LTC, voir ici.) 21

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
NICOLAS FREYMOND

La Poste a bouclé l’exercice 2009 avec un bénéfice consolidé de CHF 728 millions,
inférieur de CHF 97 millions à celui de l’année précédente (CHF 825 millions).
Enregistrant une nouvelle baisse de 3%, les produits d’exploitation s’établissent à CHF
8,709 milliards (2008 : CHF 8,980 milliards). Jugé bon au regard du contexte difficile, ce
résultat s’explique par un recul des recettes causé par les baisses de prix (- CHF 200
millions) et la prise en charge de la TVA perçue sur le courrier (à partir du 1er juillet
2009), ainsi que par la diminution des gains issus des transactions immobilières. Ce
recul a toutefois été partiellement compensé par l’excellent résultat de PostFinance,
des correctifs de valeur moins élevés, l’afflux de fonds de la clientèle et des mesures
d’économie. En raison notamment du recul des produits d’exploitation causé par la
baisse des prix négociée avec le surveillant des prix et la prise en charge de la TVA, ainsi
qu’une réduction de 4,7% du volume des lettres adressées (CHF 2,808 contre 2,916
milliards), PostMail affiche un bénéfice inférieur à 2008 – CHF 198 contre 249 millions.
Ceci étant, la mise en service des nouveaux centres de tri du courrier de Härkingen (SO)
et Eclépens (VD) et l’adaptation des capacités dans la distribution consécutive au recul
des volumes ont permis une réduction sensible des charges. PostLogistics est parvenu à
limiter le recul des recettes et son chiffre d’affaires n’a ainsi régressé que modérément
pour s’établir à CHF 1,488 milliard (2008 : CHF 1,516 milliards). La réduction simultanée
des coûts a même permis une hausse du résultat d’exploitation (CHF 45 contre 39
millions). Swiss Post International a sensiblement amélioré son résultat, qui passe CHF
36 à 53 millions, tandis que celui de CarPostal est demeuré stable (CHF 27 millions) le
développement de ses activités étant compensé par une hausse corrélative des charges
salariales. Enfin, malgré la crise et des produits en légère diminution (CHF 2,160 contre
2,191 milliards en 2008), PostFinance a réalisé un résultat record de CHF 441 millions
(2008 : CHF 229 millions). Grâce au bénéfice réalisé, la Poste entend augmenter ses
fonds propres, assainir sa caisse de pension à hauteur de CHF 250 millions et, pour la
troisième fois, redistribuer une partie du bénéfice à la Confédération (CHF 200
millions). (Pour l'exercice 2010, voir ici.) 22

ANDERES
DATUM: 31.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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Ärzte und Pflegepersonal

Aber auch das EDI zeigte sich keineswegs erfreut über den ersten Vorschlag, vor allem
nachdem der Preisüberwacher vorgerechnet hatte, dass die Lösung keinesfalls
kostenneutral sei, sondern zu einem Schub bei den Arzthonoraren von mindestens 30%
führen würde. Angesichts der hoffnungslos eingefrorenen Positionen – ein neues
Konzept des BSV zur Kostenneutralität war von der FMH als „verkapptes Globalbudget“
in Bausch und Bogen verworfen worden – drohte Bundespräsidentin Dreifuss damit,
den neuen Arzttarif allenfalls über den Kopf der Verhandlungspartner hinweg zu
verordnen. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.04.1999
MARIANNE BENTELI

Nach den Medikamenten nahm der Preisüberwacher die Tarife der rund 3500
Zahnärzte unter die Lupe. Er verlangte eine Offenlegung, wogegen sich die
Schweizerische Zahnärztegesellschaft (SSO) vehement wehrte. Die Preisüberwachung
war durch eine internationale Studie hellhörig geworden, die aufzeigte, dass in der
Schweiz Zahnbehandlungen bis zu viermal teurer sind als in Deutschland. Stossend sei
auch der Umstand, dass die SUVA von den Privatpatienten quersubventioniert wird, da
der Sozialversicherungstarif lediglich 60% des durchschnittlichen Normaltarifs
beträgt. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.12.2001
MARIANNE BENTELI

In der Frage der Offenlegung der Zahnarzttarife bahnte sich eine Kontroverse zwischen
dem Preisüberwacher, Nationalrat Marti (sp, GL), und dem eidgenössischen
Datenschutzbeauftragten an. Im Vorjahr hatte Marti diese Offenlegung verlangt, bei der
Schweizerischen Zahnärztegesellschaft (SSO) aber auf Granit gebissen. Auf seinen
Hinweis führten die Sendung „Kassensturz“ des Schweizer Fernsehens sowie zwei
Konsumentinnenorganisationen in der Romandie und im Tessin entsprechende
Umfrage in den Praxen durch. Da diesen nicht angegeben wurde, zu welchem Zweck die
Erhebung erfolgte, widersetzte sich der Datenschutzbeauftragte deren Publikation
solange die entsprechende Preisbekanntgabeverordnung des EVD nicht geändert ist.
Bundespräsident Couchepin als Vorsteher des EVD beauftragte das Seco mit der
Ausarbeitung eines entsprechenden Vorschlags. 25

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.03.2002
MARIANNE BENTELI

Bei einer Stimmbeteiligung von 54% genehmigten die über 29'000 Mitglieder der
Verbindung der Schweizer Ärzte und Ärztinnen FMH in einer Urabstimmung mit
deutlicher Mehrheit die gesamtschweizerischen Tarifstruktur TarMed. Unter Einbezug
der Stellungnahme des Preisüberwachers genehmigte der Bundesrat den TarMed
Anfangs Oktober. Für die Bereiche Unfallversicherung, Militärversicherung und
Invalidenversicherung tritt die neue Tarifstruktur am 1. Mai 2003 in Kraft, für den
Bereich Krankenversicherung (Arztpraxen und Spitäler) Anfang 2004. Der Ständerat
nahm ein Postulat seiner GPK (Po. 02.3177) an, das den Bundesrat beauftragt, TarMed
baldmöglichst auf seine Wirkungen zu überprüfen und dem Parlament darüber Bericht
zu erstatten. (Zur Einschätzung der Rolle des Bundesrates in den TarMed-
Verhandlungen durch die GPK des Ständerates siehe hier) 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.10.2002
MARIANNE BENTELI

Eine weitere Querele – diesmal zwischen dem Branchenverband der Schweizer Spitäler
H+ und Santésuisse – betraf den Taxpunktwert (TPW) für ambulante Leistungen der
Spitäler. Bundesrat und Preisüberwacher hatten im Vorfeld der Verhandlungen die
Empfehlung abgegeben, zur Wahrung der angestrebten Kostenneutralität der TarMed-
Einführung sollten die TWP die Obergrenze von einem Franken nicht überschreiten. H+
stimmte dem für die öffentlichen Spitäler zu, weshalb Ende Jahr in 16 Kantonen die
Verträge abgeschlossen werden konnten, verlangte aber für die nicht subventionierten
Privatkliniken TWP, die deutlich darüber lagen. H+ argumentierte, im Mittel würden die
TWP der öffentlichen und der privaten Spitäler immer noch knapp unter einem Franken
liegen, Santésuisse weigerte sich aber, im Einzelfall über die postulierte Obergrenze
hinauszugehen. Als Santésuisse die Verhandlungen für gescheitert erklärte und die
Kantone aufforderte, TPW zu verordnen, reichte H+ eine Klage gegen die Versicherer
ein, die Ende Jahr noch hängig war. Eine Einigung über die TWP konnte Santésuisse
hingegen mit sämtlichen kantonalen Ärztegesellschaften erzielen; diese werden für die
18-monatige Einführungsphase von TarMed zwischen 78 Rp. (Wallis) und 98 Rp. (Genf)
liegen. (Zu Bedenken des Eidg. Datenschutzbeauftragten gegenüber der Weitergabe von
sensiblen Personendaten auf den neuen TarMed-Rechnungsformularen siehe hier) 27

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.09.2003
MARIANNE BENTELI

01.01.98 - 01.01.18 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der Bundesrat unterstützte die Forderung von Preisüberwachung und
Konsumentinnenorganisationen, wonach die Zahnarzttarife offen gelegt werden
müssen. Seiner Auffassung nach haben Patientinnen und Patienten ein berechtigtes
Interesse daran, über die Preise für eine zahnärztliche Dienstleistung vor der
Behandlung informiert zu werden. Er erliess deshalb im Oktober eine entsprechende
Änderung der Preisbekanntgabeverordnung. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.10.2003
MARIANNE BENTELI

Das Gericht wies die im Vorjahr eingereichte Klage von H+ im Januar aus formalen
Gründen ab. Es hielt sich nicht für zuständig, da der TarMed-Rahmenvertrag nicht
einen Tarifvertrag, sondern eine Einigung über die Tarifstruktur darstelle; diese sei
bereits im Herbst 2002 vom Bundesrat genehmigt worden. 29

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Medikamente

Trotz öffentlich geäusserter Missbilligung durch den Preisüberwacher, der am
ursprünglichen Konzept festhalten wollte, einigten sich das BSV und die Pharmabranche
auf einen Kompromiss in der zweiten Preissenkungsrunde. Demnach wird für die
Festsetzung der Preise der älteren Medikamente nicht der Ladenpreis in den
vergleichbaren europäischen Ländern herangezogen, sondern der Fabrikabgabepreis.
Damit bleiben diese Heilmittel in der Schweiz weiterhin um rund einen Drittel teurer als
in den Referenzstaaten Deutschland, Dänemark und Niederlande. Im Gegenzug
verpflichteten sich die Hersteller und Importeure, die von ihnen zwischen 1996 und
1998 eingereichten Beschwerden zurückzuziehen. Auf den 15. September läutete das
BSV die dritte Preissenkungsrunde ein und verfügte eine Verbilligung von bis zu 70% für
113 weitere ältere Medikamente; in 20 Fällen wurde von den Produzenten erneut
Beschwerde eingereicht. 30

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.04.1998
MARIANNE BENTELI

Im Gleichklang mit der im Vorjahr vom Detailhandelisten Denner eingereichten
Volksinitiative “für tiefere Arzneimittelpreise” setzte sich der Preisüberwacher nicht
nur für eine Senkung der Verkaufspreise in der Schweiz ein, sondern auch dafür, dass
alle in den Nachbarländern zugelassenen Medikamente in der Schweiz ohne zusätzliche
Bewilligung verkauft werden dürfen. Gleichzeitig prüfte die Wettbewerbskommission,
welche rechtlichen Hindernisse diesen Parallelimporten im Weg stehen. 31

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.04.1998
MARIANNE BENTELI

Die Kritik an der Höhe der Medikamentenpreise verstummte denn auch nicht. Gleich
nach der Ablehnung der Denner-Initiative „für tiefere Arzneimittelpreise“ forderte das
Konkordat der Schweizerischen Krankenversicherer (KSK) die Einberufung eines
„Runden Tisches“, um mit allen Beteiligten Massnahmen zur Stabilisierung der
Medikamentenkosten zu beraten. In den letzten Jahren stiegen die
Medikamentenkosten in der Grundversicherung meistens zweistellig; rund ein Fünftel
der Prämien wird mittlerweile für Arzneimittel eingesetzt.  Die Konferenz fand Anfangs
Juli statt, brachte aber kaum Neues. Es wurde vereinbart, auf allen Ebenen den Einsatz
von Generika zu fördern; die Pharmaindustrie wurde zudem aufgefordert, kleinere
Packungen anzubieten, um der Verschwendung von Arzneimitteln entgegen zu wirken.
Der Preisüberwacher intervenierte ebenfalls erneut und verlangte eine Ausdehnung des
Ländervergleichs auf alle Nachbarstaaten (ein von der Preisüberwachung 2000
angestellter Vergleich ergab beispielsweise, dass die Preise in der Schweiz knapp 20%
über jenen in Deutschland – wie die Schweiz ein Hochpreisland – liegen; bei den nicht-
kassenpflichtigen Arzneimitteln betrug die Differenz 33,3%), auch jene mit deutlich
niedrigerem Preisniveau (Italien und Frankreich), eine Anregung, die ein vom
Nationalrat überwiesenes Postulat Robbiani (cvp, TI) (Po. 01.3101) übernahm. Zudem
wurde eine Motion Gysin (fdp, BL) (Mo. 99.3333), die verlangte, die Vergünstigungen, die
Spitäler und Ärzte beim Direktbezug von Medikamenten erhalten, seien vollumfänglich
an die Patienten weiterzugeben, auf Antrag des Bundesrates als Postulat angenommen.
Die SP möchte die steigenden Gesundheitskosten in den nächsten Jahren vordringlich
mit Massnahmen im Medikamentenbereich bekämpfen. 32

ANDERES
DATUM: 12.10.2001
MARIANNE BENTELI
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Das neue System zur Abgeltung der Leistungen in Apotheken kann im Januar 2007
eingeführt werden. Der Bundesrat genehmigte Ende Jahr den Tarifvertrag zwischen
Apothekerverband und Krankenversicherern, forderte aber Verbesserungen. Auch
nach dem neuen Modell müssen die Patientinnen und Patienten für die Beratung
bezahlen. Die Stiftung für Konsumentenschutz und der Preisüberwacher kritisierten
dies. Bundesrat Couchepin verteidigte die Abgabe vor den Medien: Es sei wichtig, dass
die Apotheken Teil der Qualitätskontrolle seien. Neu wird die bisherige Patienten-
Pauschale durch eine Abgabe ersetzt, die pro Medikamentenbezug anfällt. Diese
Regelung biete Verbesserungen für Patienten, die selten ein Medikament benötigten.
Der Bundesrat habe die Tarifpartner jedoch aufgefordert, das System nochmals
eingehender zu beleuchten und die Vertragsgenehmigung bis Ende 2008 befristet. 33

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.12.2006
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Gemäss Nationalrat de Buman (cvp, FR) sind die Zeitschriftenpreise in der Schweiz im
Vergleich zum Ausland stark überhöht. Um angemessene Zeitschriftenpreise in der
Schweiz zu ermöglichen, forderte er mittels parlamentarischer Initiative eine
Ausnahmeregelung zum Verbot von Kartellabsprachen. Eine solche Regelung habe die
WAK-NR bereits im Rahmen der Arbeiten zur Revision des Kartellrechts diskutiert, die
2014 im Nationalrat gescheitert war. Nach Anhörung des Preisüberwachers und der
Wettbewerbskommission (WEKO) ortete die für die Initiative zuständige WAK-NR
Handlungsbedarf, war aber nicht einverstanden mit dem Lösungsweg. Da die Preise von
ausländischen Verlagen festgelegt werden, wäre eine Regelung im Kartellgesetz formell
nicht korrekt, wenig effektiv und schwer durchsetzbar. Aus diesem Grund beschloss sie
die Lancierung einer Kommissionsmotion, bei deren Annahme der Bundesrat in der
Pflicht wäre, mit dem Preisüberwacher und der WEKO eine «unbürokratische und
effiziente Lösung» zu finden. Mit 12 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen beschloss die
Kommission, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Eine starke
Minderheit erachtete den Weg der parlamentarischen Initiative als effizienter in Bezug
auf die Ausarbeitung einer Gesetzesänderung als eine Motion. Ferner lasse die Initiative
genügend Spielraum, um auch nach alternativen Lösungen ausserhalb des
Kartellgesetzes zu suchen. In der Herbstsession 2017 folgte der Nationalrat der
Kommissionsmehrheit und gab der Initiative mit 108 zu 82 Stimmen keine Folge. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2017
MARLÈNE GERBER

Neue Medien

Preisüberwacher Werner Marti leitete eine Untersuchung gegen den US-
amerikanischen Software-Konzern Microsoft ein, nachdem in einem Vergleich mit den
USA erhebliche Preisdifferenzen offensichtlich geworden waren. Schweizer
Konsumentinnen und Konsumenten hatten bis zu 40 Prozent mehr für Microsoft-
Produkte – unter anderem Betriebssystem Windows 98, Softwarepaket Office 97
Professional sowie Office 2000 Professional – zu bezahlen. Microsoft kam nach eigenen
Berechnungen auf eine Differenz von 15 Prozent bei Office 2000, die das Unternehmen
als gerechtfertigt und üblich bezeichnete. 35
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